
 

An die 

Telekom Control Kommission 

Mariahilferstraße 77-79 

1060 Wien 

 

vorab per E-Mail: konsultationen@rtr.at 

 

28.9.2007 

 

Betreff: M 15a-e/03; M 13a-e/06 Terminierung in individuellen öffentlichen 
Mobiltelefonnetzen   

 Stellungnahme zu den konsultierten Bescheidentwürfen 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die UPC Telekabel Wien GmbH (im Folgenden „UPC“) nimmt mit diesem Schreiben 
binnen offener Frist die Gelegenheit wahr, zu den oben angeführten Entwürfen der 
Telekom-Control-Kommission („TKK“) bezüglich der Feststellung von beträchtlicher 
Marktmacht jedes einzelnen Mobilfunkbetreibers auf dem Markt für Terminierung in 
sein individuelles öffentliches Mobiltelefonnetz sowie der Auferlegung bestimmter 
spezifischer Verpflichtungen Stellung zu nehmen.  
 

1. Zum Ergebnis selbst 
 
UPC befürwortet das grundsätzliche Ergebnis der Bescheidentwürfe, wonach jeder 
Mobilfunkbetreiber für die angegebenen Zeiträume über beträchtliche Marktmacht 
verfügt. Auch die Auferlegung der spezifischen Verpflichtungen ist zur Simulierung 
von funktionierendem Wettbewerb auf dem jeweiligen Markt zweifellos geeignet und 
verhältnismäßig. Auch wenn durch die regulatorische Festsetzung eines Gleitpfades 
die Zielerreichung eines einheitlichen (Wettbewerbs-) Preises erst mit einer gewissen 
Verzögerung erfolgt, wurden die Verpflichtungen hinsichtlich der effektiven 
Adressierung der identifizierten Wettbewerbsprobleme zielgenau und unter 
Beachtung der Regulierungsziele des § 1 Abs 2 Z 2 TKG 2003 auferlegt. 
 



 

 2 / 5 

UPC begrüßt die Auferlegung der spezifischen Verpflichtung der Entgeltkontrolle in 
der Form der Auferlegung kostenorientierter Entgelte, wobei als beste Annäherung 
an den korrekten Wettbewerbspreis die langfristigen durchschnittlichen 
inkrementellen Kosten eines effizienten Betreibers richtig erkannt wurden. Auch die 
Entscheidung, die geringsten ermittelten Kosten betreffend das Jahr 2006 für die 
verfahrensgegenständliche Leistung der Mobilterminierung als gute Annäherung an 
die LRAIC eines effizienten Betreibers heranzuziehen, kann von UPC nachvollzogen 
werden. Die externen Effekte und die Aufwendungen für Marketing, Customer Care 
und Handset-Subventionen bei der Kalkulation der betreiberindividuellen Kosten nicht 
zu berücksichtigen ist als richtige Entscheidung anzusehen. 
 
Ebenso wird das Ziel eines einheitlichen Marktpreises begrüßt, sodass sowohl 
unterschiedlichen Kosten pro Leistungseinheit wie auch dem Umstand 
unterschiedlicher Technologien nur untergeordnete Bedeutung zukommt und damit 
eine „rein betreiberspezifische Interpretation der LRAIC abgelehnt“ wird. Der 
Kommission ist darin zuzustimmen, dass sich auf einem wettbewerblichen Markt ein 
einheitlicher Marktpreis entwickeln würde. Sollte sich ein Markt dieser Entwicklung 
dadurch „entziehen“, dass er schon definitionsgemäß ein Monopolmarkt ist, muss der 
Wettbewerb simuliert und der einheitliche Marktpreis regulatorisch festgelegt 
werden. 
 
Auch wenn eine sofortige Anordnung des festgestellten kostenorientierten Preises 
den Marktgegebenheiten besser entsprechen würde, befürwortet UPC die 
Festhaltung am entwickelten Gleitpfadmodell, sodass mit einem fortgesetzten aber 
zeitlich befristeten Aufschub vom Prinzip des einheitlichen Marktpreises 
schnellstmöglich der einheitliche Marktpreis erreicht wird und disruptive Eingriffe in 
die Geschäftsstrategien und Tarifstrukturen gleichzeitig vermieden werden können. 
 
Unseres Erachtens hat die TKK die „Abwägungsentscheidung“ richtig getroffen, 
indem sie unter Erhöhung der absoluten Absenkungsschritte an der Erreichung des 
Zielniveaus „LRAIC eines effizienten Betreibers“ mit spätestens Ende 2008 
festgehalten hat und damit die Beseitigung der identifizierten Wettbewerbsprobleme 
möglichst rasch erreicht. Dass dieser einheitliche Preis auch nach Erreichen des 
Zielwerts regelmäßigen Prüfungen unterzogen und gegebenenfalls nach unten 
korrigiert werden muss, erübrigt sich hervor zu streichen und ist ohnehin in der 
Regeln zur Marktanalyse enthalten. 
 
Bezüglich der Frage der Berücksichtigung von UMTS-Kosten ist festzuhalten, dass die 
Entscheidung der TKK für Szenario 3 (Berücksichtigung sämtlicher für die Erbringung 
von Sprache relevanten Kosten, unbeschadet davon, ob die Leistung im GSM- oder 
im UMTS-Netz erbracht wird) zumindest zeigt, dass wenigstens die Kosten für 
Datenverkehr nicht berücksichtigt werden sollen. Ob dies in den Berechnungen auch 
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tatsächlich so umgesetzt wurde ist nicht nachvollziehbar, da schon das technisch-
wirtschaftliche Gutachten vom Februar 2007 in diesem Punkt unklar war. Ob die 
gutachterlichen Ergänzungen vom Juli und August 2007 diesbezüglich Klarheit 
geschaffen haben kann UPC vor allem deshalb nicht beurteilen, weil UPC diese 
Ergänzungen mangels Parteistellung in den M-Verfahren nicht mehr bekommen hat 
und von einer Zustellung dieser ergänzenden Gutachten in den Z-Verfahren „zur 
Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen“ Abstand genommen wurde. 
Grundsätzlich ist UPC der Auffassung, dass die Kosten für den Auf- und Ausbau des 
UMTS-Netzes bei der Berechnung der effizienten Leistungsbereitstellung überhaupt 
nicht zu berücksichtigen sind, weil UMTS in erster Linie zur Übermittlung von Daten 
und nicht von Sprache eingeführt wurde und diese Datenübertragung ausschließlich 
eine Aufwertung des Funknetzes und der angebotenen Services darstellt. Es ist nicht 
einzusehen, dass IC-Partner die Veredelung der Netze durch überhöhte 
Mobilterminierungsentgelte bezahlen müssen, weil der Aufbau von UMTS-Netzen 
nicht zur effizienten Leistungserbringung der Mobilterminierung notwendig ist. 
 
Offen bleibt für UPC, warum die TKK ein „internes“ Diskriminierungsverbot als zu 
weitreichend und damit unverhältnismäßig festgestellt hat. In der rechtlichen 
Begründung (zB M15e/03; M13e/06 S 114) wird zwar angeführt, dass dieses 
Instrument der „internen“ Nichtdiskriminierungsverpflichtung aus einer Reihe von 
Gründen abzulehnen ist – diese Reihe von Gründen bleibt jedoch im Dunkeln. Im 
Ergebnis führt diese Entscheidung dazu, dass sich der Mobilfunkbetreiber die 
Terminierung ins eigene Netz zu günstigeren Konditionen anbieten darf als den 
Zusammenschaltungspartnern. Nach Meinung von UPC kann jedoch nur die 
konsequente Verpflichtung zur gänzlichen Gleichbehandlung die identifizierten 
Wettbewerbsprobleme der allokativen Verzerrungen und der  
Wettbewerbsverzerrung in Form der zunehmenden Substitution von 
Festnetzanschlüssen durch Mobilanschlüsse beheben. Dies hat die TKK grundsätzlich 
zwar erkannt, wenn sie ausführt, dass „[…] Festnetzleistungen – in einem von der 
Grenzrate der Substitution abhängigen Ausmaß – durch relativ billiger gewordene 
Mobilfunkleistungen substituiert werden. Preisinduzierte Netzwerkexternalitäten, die 
durch ausgeprägte Diskriminierung zwischen impliziten Terminierungsentgelten für 
On-Net-Calls und jenen für Off-Net-Calls verursacht werden, verstärken diesen Effekt 
noch.“ (siehe exemplarisch auf Seite 37 des Entwurfs zu M15b und d). Nach Meinung 
von UPC müsste die Konsequenz dieser Feststellung sein, dass sämtlichen 
Mobilfunkbetreibern die Verpflichtung auferlegt wird, anderen Betreibern die 
Terminierungsleistung auch in Bezug auf den Preis zu den gleichen Konditionen 
anzubieten, wie sich selbst. 
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2. Kritik am Entwurf 
Die TKK plant offenbar unter Berücksichtigung der Rechtsanschauung des VwGH und 
der Stellungnahme der Europäischen Kommission kostenorientierte 
Terminierungsentgelte in gegenständlichen Verfahren konkret festzulegen.  
 
UPC weist abermals auf die ohnehin schon bekannten Probleme der fehlenden 
Parteistellung, mangelnde Transparenz und damit stark eingeschränkte 
Nachvollziehbarkeit der Ergebnisse in M-Verfahren hin. Im konkreten Fall ist das 
Problem zwar durch die parallele Führung der noch offenen Verfahren zu Z 12,15, 17 
– 22, 24/06 etwas abgeschwächt, weil in diesen Verfahren übermittelte Gutachten 
jetzt auch in den gegenständlichen Verfahren herangezogen werden. Zukünftig ist 
aber zu erwarten, dass oben angeführte Probleme bei der Festlegung von konkreten 
Entgelten in M-Verfahren verstärkt auftreten werden.  
 
Nach Meinung von UPC sollte auf jeden Fall das vor dem EuGH anhängige Verfahren 
zur Parteistellung von betroffenen Betreibern eines M-Verfahrens abgewartet 
werden, weil gerade die Festlegung von Mobilterminierungsentgelten enorme 
Bedeutung auch für UPC als Festnetzbetreiber hat, um sie „nur“ im Rahmen von 
Verfahren festzulegen, in denen nur die von der Marktbeherrschung direkt 
betroffenen Betreiber Parteistellung haben. Lediglich die Konsultation eines 
Bescheides im M-Verfahren ist aus unserer Sicht nicht ausreichend, um die 
Möglichkeiten von Kontrolle, Einsichtnahme in die Akten und aktive Mitsprache in 
einem Verfahren zu ersetzen, die eine Parteistellung nach dem AVG bietet.  
 
Die TKK erwartet sich durch die Festlegung von konkreten 
Mobilterminierungsentgelten in den gegenständlichen M-Bescheiden, dass in der 
Folge keine Zusammenschaltungsverfahren mit dem Schwerpunkt 
Mobilterminierungsentgelte mehr geführt werden (müssen). Es steht allerdings zu 
befürchten, dass gewisse Mobilnetzetreiber trotz Festlegung konkreter 
Mobilterminierungsentgelte in gegenständlichen Bescheiden, die ja in weiterer Folge 
einer bilateralen Umsetzung in Zusammenschaltungsverträgen bedürfen, trotzdem 
nicht bereit sind, diese für sie angeordneten Entgelte bilateral ohne Führung eines 
Zusammenschaltungsverfahrens zu vereinbaren.  
 
Es wird zwar den Bedenken der Europäischen Kommission insofern begegnet, als die 
Festlegung der kostenorientierten Mobilterminierungsentgelte de facto nicht mehr 
kommerziellen Verhandlungen überlassen ist und dass sichergestellt ist, dass sich 
dieses Mobilterminierungsentgelt ausschließlich an den effizienten Kosten orientiert, 
aber diese Festlegung wird aus Sicht von UPC nicht gänzlich nachfolgende 
Zusammenschaltungsverfahren zur Erlassung eines vertragsersetzenden Bescheides 
betreffend Mobilterminierungsentgelte verhindern können. 
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Schließlich hebt UPC abermals hervor, dass mit dem gegenständlichen Entwurf der 
Situation der vergleichbaren Marktposition der T-Mobile mit jener der mobilkom nicht 
Rechnung getragen wird, obwohl es sich bei T-Mobile um einen Mobilfunkbetreiber 
handelt, der annähernd so lange am Markt tätig ist wie mobilkom. Auch die von der 
TKK angeführteDisprepanz der Minutenwerte von mobilkom und T-Mobile kann UPC 
weder erkennen noch aufgrund der eigenen Verkehrsstatistik nachvollziehen. Die 
Anpassung der Mobilterminierungsentgelte der T-Mobile an das Niveau der mobilkom 
wäre aus Sicht von UPC eine angemessene regulatorische Maßnahme, um der 
Marktposition der T-Mobile Rechnung zu tragen. Es bleibt unverständlich, warum die 
TKK mit dem gegenständlichen Entwurf nicht die Chance ergreift, entsprechend den 
Marktentwicklungen zu reagieren. De facto müsste TMA also auf den gleichen 
Gleitpfad einschwenken, auf dem sich mobilkom befindet. 
 
Betreffend Pkt 8.2.5.5.2. der rechtlichen Begründung ist noch auf einen Tippfehler im 
ersten Absatz nach der Überschrift hinzuweisen: statt „[…] des behobenen Bescheids 
vom 19.12.2005 zu M 13/06 […]“ muss es richtigerweise heißen „[…] des behobenen 
Bescheids vom 19.12.2005 zu M 13/03 […]“.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

UPC Telekabel Wien GmbH 

 

 


